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TOP Steuerberater 2020
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 25/2020 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
95.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

INHALT

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Steuerinformationen für Januar 2021
Auch wenn die gesetzgeberischen Maß-
nahmen in 2020 schwerpunktmäßig auf 
die Bewältigung der Corona-Pandemie 
abzielten, sind daneben weitere Gesetze 
mit steuerlicher Breitenwirkung um
gesetzt worden. So hat der Bundesrat  
am 27.11.2020 dem Zweiten Familien
entlastungsgesetz und dem Behinder-
ten-Pauschbetragsgesetz zugestimmt. 
Das Jahressteuergesetz 2020 ist dem
gegenüber noch nicht in „trockenen 
Tüchern“.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

Die Corona-Hilfen der Bundesregierung 
werden kontinuierlich angepasst.  
Neuigkeiten gibt es insbesondere zur 
Novemberhilfe und zur neuen Über
brückungshilfe III.

Bei der umsatzsteuerlichen Behandlung 
von Gutscheinen ist bereits seit dem 
1.1.2019 zwischen Einzweck- und Mehr-
zweck-Gutscheinen zu unterscheiden.  
In der Praxis wartete man händeringend 
auf ein erläuterndes Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums, das  
nun endlich veröffentlicht wurde.

Sponsoringaufwendungen können  
Betriebsausgaben sein – und das gilt 
auch für eine Freiberufler-Personen-
gesellschaft. Welche Besonderheiten hier 
bestehen, zeigt eine Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs.

Diese und weitere interessante  
Informationen finden Sie in der  
Ausgabe für Januar 2021. 

Viel Spaß beim Lesen!

An 
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Gesetzgebung: Doppelte Behinderten-Pauschbeträge ab 2021
Der Bundesrat hat dem „Gesetz zur 
Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge 
und zur Anpassung weiterer steuerlicher 
Regelungen“ zugestimmt. Im Kern werden 
die Behinderten-Pauschbeträge verdoppelt 
und die steuerlichen Nachweispflichten 
verschlankt. Die Verbesserungen können 
erstmals im Veranlagungszeitraum 2021  
in Anspruch genommen werden.

Ab 2021 wird eine Behinderung bereits  
ab einem Grad der Behinderung von 20 
(bislang 25) festgestellt und die Systematik 
in 10er-Schritten bis zu einem Grad der 
Behinderung von 100 fortgeschrieben. 
Menschen, die hilflos sind, Blinde und 
Taubblinde erhalten einen Pauschbetrag 
von 7.400 EUR (bislang 3.700 EUR).

Zudem wurde mit § 33 Abs. 2 a 
Einkommensteuergesetz (EStG) eine 

behinderungsbedingte Fahrtkosten
pauschale eingeführt. 

Folgende Personen erhalten folgende 
Pauschalen:

· �900 EUR: Menschen mit einem Grad der 
Behinderung von mindestens 80 oder von 
mindestens 70 und dem Merkzeichen „G“.

· �4.500 EUR: Menschen mit den Merk
zeichen „aG“, „Bl“, „TBl“ oder „H“.

Beachten Sie: Über die Fahrtkostenpau-
schale hinaus sind keine weiteren behin
derungsbedingten Fahrtkosten als außer-
gewöhnliche Belastung nach § 33 Abs. 1 
EStG berücksichtigungsfähig. Die Pau
schale ist bei Ermittlung des Teils der 
Aufwendungen, der die zumutbare Belas-
tung übersteigt, einzubeziehen. Sie kann 
auch gewährt werden, wenn ein Behinder-

ten-Pauschbetrag übertragen wurde.

Weitere praxisrelevante Änderungen: 

· �Auf die zusätzlichen Anspruchsvoraus
setzungen zur Gewährung eines Behin-
derten-Pauschbetrags bei einem Grad  
der Behinderung kleiner 50 wurde ver-
zichtet.

· �Der Pflege-Pauschbetrag ist nun un
abhängig von dem Kriterium „hilflos“  
bei der zu pflegenden Person möglich.  
Als Pflege-Pauschbeträge werden  
gewährt: bei Pflegegrad 2 = 600 EUR,  
bei Pflegegrad 3 = 1.100 EUR, bei  
Pflegegrad 4 oder 5 = 1.800 EUR.

Quelle: Gesetz zur Erhöhung der Behin-
derten-Pauschbeträge und zur Anpassung 
weiterer steuerlicher Regelungen,  
BR-Drs. (B) 659/20 vom 27.11.2020

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Gesetzgebung: Kindergeld steigt um 15 EUR monatlich
Das Zweite Familienentlastungsgesetz  
ist nach der Zustimmung des Bundesrats  
in „trockenen Tüchern“. Damit steigen ab 
2021 das Kindergeld und die -freibeträge, 
der Grundfreibetrag und der Unterhalts-
höchstbetrag. 

Beim Kindergeld ist eine Erhöhung um  
15 EUR je Kind und Monat zu verzeichnen. 

Dies bedeutet ab 2021: 
· �jeweils 219 EUR für das 1. und 2. Kind, 

· �225 EUR für das dritte Kind und 
· �250 EUR für das vierte und jedes  

weitere Kind.

Der Kinderfreibetrag wurde mit Wirkung  
ab 2021 von 5.172 EUR (2.586 EUR  
je Elternteil) auf 5.460 EUR (2.730 EUR  
je Elternteil) erhöht. 

Der Freibetrag für den Betreuungs- und 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf wurde 
von 2.640 EUR (1.320 EUR je Elternteil)  

auf 2.928 EUR (1.464 EUR je Elternteil) 
angehoben.

Der steuerliche Grundfreibetrag wurde  
von 9.408 EUR auf 9.744 EUR (2021) und 
9.984 EUR (2022) erhöht. Der Unterhalts-
höchstbetrag wurde an diese Werte an
gepasst.

Quelle: Zweites Familienentlastungsgesetz, � 
BR-Drs. (B) 660/20 vom 27.11.2020 

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Handwerkerleistung:  
Erschließungsbeiträge sind nicht begünstigt
Müssen Steuerpflichtige wegen einer 
öffentlich-rechtlichen Verpflichtung  
Erschließungsbeiträge zahlen, scheidet 
eine Steuerermäßigung für Handwerker-
leistungen (20 % der Aufwendungen (nur 
Lohnkosten), höchstens jedoch 1.200 EUR 
im Jahr) aus. Die Begründung des Bundes-
finanzhofs: Die Erschließung einer öffent
lichen Straße steht nicht im räumlich- 
funktionalen Zusammenhang zum Haus- 
halt des Steuerpflichtigen.

Hintergrund: Die Handwerkerleistung muss 
„in“ einem Haushalt des Steuerpflichtigen 
erbracht werden. Dabei legt der Bundes
finanzhof den Begriff „im Haushalt“ räum-
lich-funktional aus. Deshalb werden die 
Grenzen des Haushalts nicht ausnahmslos 
durch die Grundstücksgrenzen abgesteckt.

Bereits 2018 hatte der Bundesfinanzhof 
entschieden, dass bei der Neuverlegung 
einer öffentlichen Mischwasserleitung als 

Teil des öffentlichen Sammelnetzes keine 
steuerbegünstigte Handwerkerleistung 
vorliegt. Hier erfolgt die Zahlung für den 
Ausbau des allgemeinen Versorgungs
netzes, das – im Unterschied zum begüns-
tigten Hausanschluss (so der Bundes
finanzhof in 2014) – nicht nur einzelnen 
Grundstückseigentümern, sondern allen 
Nutzern des Versorgungsnetzes zugute-
kommt.

Angesichts der Entscheidung aus 2018 ist 
das aktuelle Urteil folgerichtig. Denn auch 
Leistungen im allgemeinen Straßenbau 
kommen nicht nur einzelnen Grundstücks-
eigentümern, sondern allen Nutzern 
zugute.

Quelle: BFH-Urteil vom 28.4.2020, Az. VI R 
50/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 217866;  
BFH-Urteil vom 21.2.2018, Az. VI R 18/16;  
BFH-Urteil vom 20.3.2014, Az. VI R 56/12 

FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Jahressteuergesetz 2020  
noch nicht in  
„trockenen Tüchern“
Das Jahressteuergesetz 2020 befindet  
sich (immer noch) im Gesetzgebungs
verfahren. 

Eine abschließende Abstimmung durch 
Bundestag und Bundesrat fand noch nicht 
statt. 

Derzeit ist davon auszugehen, dass  
es beim Bundesrat am 18.12.2020 auf  
der Tagesordnung stehen wird.

Zum Hintergrund: Das Jahressteuergesetz 
2020 ist ein umfangreiches Omnibusgesetz, 
das zahlreiche Änderungen (vor allem) bei 
der Umsatzsteuer, Erbschaft-/Schenkung-
steuer und der Einkommensteuer enthält.
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Umgangsrechtsstreit: Prozesskosten sind keine außergewöhnliche Belastung
Der Bundesfinanzhof bleibt bei seiner 
restriktiven Linie hinsichtlich des Abzugs 
von Zivilprozesskosten als außergewöhn
liche Belastungen: Ein Abzug ist selbst 
dann ausgeschlossen, wenn die Kosten für 
einen Umgangsrechtsstreit zwecks Rück-
führung eines entführten Kindes aus dem 
Ausland zurück nach Deutschland ent
standen sind. 

Nur wenn der Steuerpflichtige ohne die 
Aufwendungen Gefahr liefe, seine Existenz-
grundlage zu verlieren und seine notwendi-
gen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen 
nicht mehr befriedigen zu können, ist ein 
Abzug der Prozesskosten (ausnahmsweise) 
zulässig (§ 33 Abs. 2 S. 4 Einkommensteuer-
gesetz). „Existenzgrundlage“ ist dabei  
allein die materielle Lebensgrundlage  

des Steuerpflichtigen. 

Durch die Kindesentführung ist aber  
die immaterielle Existenzgrundlage 
betroffen.

Quelle: BFH-Urteil vom 13.8.2020, Az. VI R 
15/18, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218774; 
BFH, PM Nr. 52/2020 vom 5.11.2020

FÜR UNTERNEHMER

Ab 2021 gelten wieder die alten Umsatzsteuersätze
Zur Stärkung der Binnennachfrage wurden 
die Umsatzsteuersätze zum 1.7.2020 für  
ein halbes Jahr von 19 % auf 16 % bzw.  
von 7 % auf 5 % gesenkt. Ab dem 1.1.2021 
gilt somit wieder die bisherige Höhe. 

Das Bundesfinanzministerium hat die 
Rückführung zum Anlass genommen, sich 

in Ergänzung des Einführungsschreibens 
vom 30.6.2020 zu weiteren Fragen zu 
positionieren.

Merke: Eine Vereinfachung gilt für  
Voraus- und Anzahlungsrechnungen in 
2020: Steht fest, dass die Leistung erst 
nach dem 31.12.2020 erbracht wird, wird  

es nicht beanstandet, wenn bereits der 
dann gültige Steuersatz von 19 % bzw.  
7 % angewandt wird.

Quelle: BMF-Schreiben vom 4.11.2020,  
Az. III C 2 - S 7030/20/10009 :016, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 218832

FÜR UNTERNEHMER

Sponsoringaufwendungen eines Freiberuflers als abzugsfähige Betriebsausgaben
Sponsoringaufwendungen können Betriebs
ausgaben sein, wenn der Sponsor als 
Gegenleistung wirtschaftliche Vorteile für 
sein Unternehmen erstrebt und der Spon
soringempfänger öffentlichkeitswirksam  
auf das Sponsoring oder die Produkte bzw. 
Dienstleistungen des Sponsors hinweist. 
Erfolgt das Sponsoring durch eine Freiberuf-
ler-Personengesellschaft, liegt der erforder-
liche hinreichende Zusammenhang zum 
Sponsor auch dann vor, wenn auf die frei
berufliche Tätigkeit und Qualifikation der 
einzelnen Berufsträger hingewiesen wird.

Die Vorinstanz (Finanzgericht Rheinland- 
Pfalz) hatte einen Betriebsausgabenabzug 
aus mehreren Gründen abgelehnt, die der 
Bundesfinanzhof nun wie folgt konterte:

Das Finanzgericht hatte die Werbewirk
samkeit der Sponsoringaufwendungen mit 
der Begründung verneint, dass die mit  
dem Werbeaufdruck „xxx.de“ beworbene 

Internetseite die Tätigkeit der beiden GbR- 
Gesellschafter als Ärzte in den Vordergrund 
gestellt habe. Hierbei, so der Bundesfinanz-
hof, habe das Finanzgericht aber nicht 
hinreichend berücksichtigt, dass nach den 
allgemeinen Grundsätzen für die freibe
rufliche Einkünfteerzielung nicht auf die 
Gesellschaft, sondern vielmehr auf deren 
Gesellschafter abzustellen ist. 

Die Vorinstanz hatte angenommen, dass  
die persönliche Verbindung der Ärzte zu 
bekannten Sportlern auf eine private Ver
anlassung der Sponsoringaufwendungen 
schließen lasse. Demgegenüber bestand 
das Werbemittel für den Bundesfinanzhof 
gerade darin, dass auch bekannte Sportler 
(wie die Sponsoringempfänger) der sport
ärztlichen Expertise der beiden Gesell
schafter vertrauten und sich über die 
ärztliche Betreuung auch freundschaftliche 
Kontakte entwickelt hatten. Die Werbung 

war darauf angelegt, das Image einer  
im Sport tätigen Arztpraxis aufzubauen  
und das Vertrauen des angesprochenen  
Adressatenkreises in die sportmedizinische 
Qualifikation der Ärzte zu stärken. Auch die 
hohen Sponsoringkosten (rund 70.000 EUR 
jährlich) waren für den Bundesfinanzhof 
nicht schädlich: Denn die mit dem Sponso-
ring angestrebten wirtschaftlichen Vorteile 
bestanden auch darin, einen neuen Patien-
tenkreis aus dem Bereich des Sports zu 
erschließen und zugleich den vorhandenen 
Patientenstamm an die Arztpraxis zu binden. 
In einem solchen Fall genügt es für die 
betriebliche Veranlassung, wenn die Werbe-
maßnahme dazu bestimmt und geeignet ist, 
den Bestand der Praxis hinsichtlich der aus 
der ärztlichen Tätigkeit erzielten Gesamt
einnahmen zu sichern.

Quelle: BFH-Urteil vom 14.7.2020, Az. VIII R 
28/17, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218631

FÜR UNTERNEHMER

Umsatzsteuer: Behandlung von Einzweck- und Mehrzweck-Gutscheinen
Bei der umsatzsteuerlichen Behandlung 
von Gutscheinen ist bereits seit dem 
1.1.2019 zwischen Einzweck- und Mehr-
zweck-Gutscheinen zu unterscheiden.  
In der Praxis wartete man händeringend 
auf ein erläuterndes Schreiben des  
Bundesfinanzministeriums, das nun  
endlich veröffentlicht wurde.

Vorbemerkungen

Eine EU-Richtlinie verpflichtete die Mit-
gliedstaaten zur Umsetzung einer har
monisierten Gutscheinbesteuerung ab dem 
1.1.2019. Die bis dahin in Deutschland 
vollzogene Abgrenzung zwischen den nur 
einen Geldbetrag benennenden Wertgut-

scheinen und den einen Lieferungs-/
Leistungsanspruch verbriefenden Waren-/
Sachgutscheinen wurde zugunsten der 
unionsrechtlichen Definition aufgegeben.  
§ 3 Abs. 13 bis 15 Umsatzsteuergesetz 
(UStG) unterscheidet nun zwischen Ein
zweck- und Mehrzweck-Gutscheinen. 

[Fortsetzung auf Seite 4]
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FÜR UNTERNEHMER

Update: Corona-Hilfen  
der Bundesregierung
Die Corona-Hilfen der Bundesregierung 
werden kontinuierlich angepasst. So wurde 
der Kreis der Antragsberechtigten bei der 
Novemberhilfe auf Beherbergungsbetriebe 
und Veranstaltungsstätten erweitert.  
Aber auch indirekt Betroffene sind an- 
tragsberechtigt, wenn sie regelmäßig  
80 % ihrer Umsätze mit direkt von den 
Schließungs-Maßnahmen betroffenen 
Unternehmen erzielen.

Auf die Überbrückungshilfe II (Laufzeit bis 
Ende 2020) folgt die Überbrückungshilfe III 
(Laufzeit bis 30.6.2021). Sie umfasst auch 
eine „Neustarthilfe für Soloselbstständige“. 
Dadurch sollen vor allem Künstler und 
Kulturschaffende eine einmalige Betriebs-
kostenpauschale von bis zu 5.000 EUR  
für den Zeitraum bis Ende Juni 2021 als 
steuerbaren Zuschuss erhalten. 

Beachten Sie: Antworten auf häufige 
Fragen (z. B. zur Antragsberechtigung  
oder zur Höhe der Zuschüsse) liefert  
das Bundesfinanzministerium in einem 
Fragen-Antworten-Katalog unter  
www.iww.de/s4299 (Stand: 16.11.2020).

Quelle: BMF, Mitteilung vom 16.11.2020  
„Umfangreiche Erweiterung der  
Corona-Hilfen“

FÜR ARBEITNEHMER

Merkblatt zur  
Steuerklassenwahl 2021 für 
Ehegatten und Lebenspartner
Das von der Finanzverwaltung veröffentlich-
te „Merkblatt zur Steuerklassenwahl für  
das Jahr 2021 bei Ehegatten oder Lebens
partnern, die beide Arbeitnehmer sind“, soll  
die Steuerklassenwahl erleichtern. Das  
Merkblatt kann unter www.iww.de/s4305 
heruntergeladen werden.

Beachten Sie: Die in der Anlage des Merk-
blatts beigefügten Tabellen sind allerdings 
nur in den Fällen genau, in denen die 
Monatslöhne über das ganze Jahr konstant 
bleiben. Zudem besagt die während des 
Jahres einbehaltene Lohnsteuer noch 
nichts über die Höhe der Jahressteuer-
schuld. Denn die vom Arbeitslohn einbe
haltenen Lohnsteuerbeträge stellen 
grundsätzlich nur Vorauszahlungen auf  
die endgültige Jahressteuerschuld dar. In 
welcher Höhe sich nach Ablauf des Jahres 
Erstattungen oder Nachzahlungen ergeben, 
lässt sich nicht allgemein sagen. Hier 
kommt es immer auf die Verhältnisse des 
Einzelfalls an.

Zudem ist zu bedenken, dass die jeweiligen 
Lohnsteuerklassen auch Einfluss auf die 
Höhe von Lohnersatzleistungen und Eltern-
geld haben können.

[Fortsetzung von Seite 3]

Negativabgrenzung

Gutscheine, die den Inhaber nur zu einem 
Preisnachlass oder einer Preiserstattung 
berechtigen, aber nicht das Recht verleihen, 
solche Gegenstände oder Dienstleistungen 
zu erhalten, sind von den neuen Regelun-
gen nicht betroffen. Briefmarken, Fahr-
scheine,

Eintrittskarten für Kinos und Museen sowie 
vergleichbare Instrumente fallen ebenfalls 
nicht unter § 3 Abs. 14 und 15 UStG, da  
in diesen Fällen bereits über die bloße 
Annahmeverpflichtung hinausgehende 
Ansprüche bestehen und es sich hierbei 
vorrangig um Zahlungsnachweise handelt.

Bei den Einzweck-Gutscheinen stehen  
der Ort der Lieferung oder der sonstigen 
Leistung sowie die geschuldete Umsatz-
steuer bei dessen Ausgabe bzw. erstma
liger Übertragung durch den Aussteller des 
Gutscheins bereits fest. Die Umsatzsteuer 
für die durch den Einzweck-Gutschein 
geschuldete Leistung entsteht bei der 
Besteuerung nach vereinbarten Entgelten 
(Soll-Besteuerung) also im Zeitpunkt der 
Ausgabe des Gutscheins. 

Hintergrund: Die Umsatzsteuer wird 
grundsätzlich nach vereinbarten Entgelten 
(Soll-Besteuerung) berechnet. Unter 
gewissen Voraussetzungen kann die  
Umsatzsteuer antragsgemäß auch nach 
vereinnahmten Entgelten (Ist-Besteuerung) 
berechnet werden, sodass ein Liquiditäts
vorteil möglich ist.

Beispiel: Eine Parfümerie mit mehreren  
Filialen in Deutschland gibt einen Gutschein 
zur Einlösung gegen alle im Sortiment  
befindlichen Parfümartikel im Wert von 
20 EUR an einen Kunden für 20 EUR aus. 
Der Gutschein ist in einer beliebigen Filiale 
der Parfümerie in Deutschland einlösbar. 
Es handelt sich um einen Einzweck-Gut-
schein. Der Leistungsort (Deutschland)  
ist hinreichend bestimmt. Somit kann die 
Umsatzsteuer bei Ausgabe des Gutscheins 
ermittelt werden.

Die spätere Gutscheineinlösung, also die 
tatsächliche Lieferung bzw. Leistungs
erbringung, ist für die umsatzsteuerliche 
Würdigung nicht mehr relevant, da diese 
nicht als unabhängiger Umsatz gilt. 

Beachten Sie: Die Nichteinlösung eines 
Einzweck-Gutscheins hat grundsätzlich 
keine umsatzsteuerrechtlichen Konsequen-
zen, da die Leistung schon zum Zeitpunkt 
der Übertragung bzw. Ausgabe fiktiv als 
erbracht galt. Sollte eine Zuzahlung durch 
den Gutscheininhaber bei Einlösung des 
Gutscheins erfolgen, so ist lediglich die 
bislang noch nicht versteuerte Differenz zu 
versteuern.

Beispiel: Kunde A erwirbt anlässlich einer 
Werbeaktion im Januar 01 beim örtlichen 
Elektroeinzelhändler B in Cottbus einen 
Gutschein im Wert von 50 EUR für 40 EUR.  

Der Gutschein berechtigt zum Erwerb eines 
Elektroartikels in dem Geschäft des B.  
A erwirbt im April 01 ein Lautsprecher-
System im Gesamtwert von 350 EUR und 
begleicht den Rechnungsbetrag unter 
Anrechnung seines Gutscheins durch die 
Zuzahlung von 300 EUR in bar. Es handelt 
sich um einen Einzweck-Gutschein. Die 
Bemessungsgrundlage für den Umsatz des 
B beträgt im Zeitpunkt der Ausgabe des 
Gutscheins im Januar 01 40 EUR (abzüglich 
Umsatzsteuer). Im April 01 hat B noch 
einen Umsatz in Höhe von 300 EUR (ab
züglich Umsatzsteuer) zu versteuern.

Der Gutschein soll vom Aussteller sichtbar 
als Einzweck- oder Mehrzweck-Gutschein 
gekennzeichnet werden. Auf diese Einord-
nung sollen alle nachfolgenden Unterneh-
mer der Leistungskette vertrauen können, 
soweit sie nicht von einer unzutreffenden 
Einordnung Kenntnis hatten bzw. haben 
müssen.

Diese Sicht des Bundesfinanzministeriums 
ergibt sich nicht unmittelbar aus dem 
Gesetz. Ferner führt die Verwaltung keine 
Rechtsfolgen für die Fälle auf, in denen 
keine Kennzeichnung erfolgte. 

Ein Mehrzweck-Gutschein liegt dann vor, 
wenn zum Zeitpunkt der Übertragung bzw. 
Ausgabe des Gutscheins 
· �der Ort der Leistung und/oder 
· �der leistende Unternehmer und/oder
· �der Leistungsgegenstand 
noch nicht endgültig feststehen.

Beachten Sie: Es handelt sich insbesondere 
auch dann um einen Mehrzweck-Gutschein, 
wenn sich der Gutschein gegen Leistungen 
eintauschen lässt, die dem ermäßigten 
oder dem Regelsteuersatz unterliegen. 

Die Ausgabe eines Mehrzweck-Gutscheins 
hat noch keine Umsatzrelevanz. Erst der 
spätere Umsatz führt unter Verwendung/
Einlösung des Gutscheins zur Entstehung 
der Umsatzsteuer.

Beispiel: Kunde A erwirbt in einem Kauf-
haus in München bei einer Werbeaktion 
einen Gutschein (Wert: 50 EUR) für 45 EUR. 
Der Gutschein kann sowohl in der Lebens-
mittel- (7 % Umsatzsteuer) als auch in der 
Haushaltsgeräteabteilung (19 % Umsatz-
steuer) eingelöst werden. Es handelt sich 
um einen Mehrzweck-Gutschein, da sich 
zum Zeitpunkt der Gutscheinausgabe zwar 
der Leistungsort (München), nicht aber die 
geschuldete Umsatzsteuer bestimmen 
lässt.

Beachten Sie: Neben den dargestellten 
Aspekten werden in dem Schreiben noch 
weitere Themen behandelt. Dies sind u. a. 
Gutscheine in Vertriebsketten (Handeln im 
fremden Namen) sowie die Bestimmung 
der Bemessungsgrundlage und des Leis-
tungsorts.

Quelle: BMF-Schreiben vom 2.11.2020,  
Az. III C 2 - S 7100 / 19 / 10001:002,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 218831
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Corona-Pandemie:  
Fristlose Änderungskündigung zur Einführung von Kurzarbeit im Einzelfall gerechtfertigt
Das Arbeitsgericht (ArbG) Stuttgart hat 
jetzt entschieden: Eine fristlose Ände-
rungskündigung mit dem Ziel, das Ein
führen von Kurzarbeit zu ermöglichen, 
kann im Einzelfall als betriebsbedingte 
Änderungskündigung gerechtfertigt  
sein. 

Es hat aber auch darauf hingewiesen:  
Für die Frage der Verhältnismäßigkeit der 
Kündigung sind insbesondere eine ent-
sprechende Ankündigungsfrist und eine 
Begrenzung der Dauer der (möglichen) 
Kurzarbeit von Bedeutung sowie der 
Umstand, dass Kurzarbeit nur eingeführt 
werden kann, wenn die entsprechenden 
Voraussetzungen zur Gewährung von 
Kurzarbeitergeld auch in der Person des 
Arbeitnehmers vorliegen.  

Die Klägerin, Personaldisponentin einer 
Leiharbeitsfirma, koordinierte den Einsatz 
von Leiharbeitnehmern in Kindergärten 
und Kitas. Da aufgrund der Maßnahmen 
zur Eindämmung der Corona-Pandemie 

auch Kindergärten zeitweise geschlossen 
wurden, wurden dort Leiharbeitnehmer 
nicht mehr benötigt. 

Der Beklagte, Arbeitgeber der Klägerin, 
beantragte daher Kurzarbeit. Die Bundes- 
agentur für Arbeit genehmigte diese. 
Hiervon fühlte sich die Klägerin zunächst 
nicht betroffen. Denn sie wurde vier Tage 
später für längere Zeit krankgeschrieben. 
Der Kläger bat sie um die vorgeschriebene 
Zustimmung zur Kurzarbeit. 

Dies lehnte sie ab. Daraufhin sprach der 
Kläger eine fristlose Änderungskündigung 
aus (Kündigung des bisherigen Arbeits
verhältnisses und gleichzeitiges Anbieten 
eines neuen Arbeitsverhältnisses). 

Nach diesem neuen Arbeitsverhältnis 
durfte der Kläger bis Ende Dezember 2020 
Kurzarbeit anordnen.

Die Klägerin hielt die fristlose Änderungs-
kündigung für unwirksam. Ihr Arbeitgeber 
sei keiner wirtschaftlich schwierigen 

Situation ausgesetzt. Das sah das ArbG 
komplett anders. Die Änderungskündigung 
sei wirksam. 

Sie sei insbesondere verhältnismäßig: 
Denn es sei zu einem unbestreitbaren, 
erheblichen Arbeitsausfall gekommen.  
Ein notwendiger „wichtiger Grund“ für  
eine fristlose Änderungskündigung habe 
also vorgelegen. Ein milderes Mittel als 
Alternative habe dem Kläger nicht zur 
Verfügung gestanden. Die fristlose Ände-
rungskündigung habe bezweckt, eine 
Grundlage für Kurzarbeit und damit  
für den Erhalt von Kurzarbeitergeld zu 
schaffen.

Das ArbG betont: Würde man dies anders 
sehen, wäre bei Verweigerung einzelner 
Arbeitnehmer die Einführungsmöglichkeit 
von Kurzarbeit gerade bei längeren Kün
digungsfristen (sinnvoll) ausgeschlossen.

Quelle: ArbG Stuttgart,  
Urteil vom 22.10.2020, 11 Ca 2950/20
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Diskriminierung: „Ugah, Ugah“ mit Folgen:  
Kündigung wegen menschenverachtender Äußerung bleibt wirksam
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
hat eine Verfassungsbeschwerde gegen 
arbeitsgerichtliche Entscheidungen zu 
einer Kündigung wegen einer groben 
menschenverachtenden Äußerung nicht 
zur Entscheidung angenommen. Damit 
bleiben die Entscheidungen der Gerichte 
für Arbeitssachen wirksam, wonach die 
Äußerung „Ugah, Ugah“ gegenüber einem 
dunkelhäutigen Kollegen eine menschen-
verachtende Diskriminierung darstellt, die 
sich nicht unter Berufung auf das grund-
gesetzlich garantierte Recht auf freie 
Meinungsäußerung rechtfertigen lässt.

Das war geschehen

Der Beschwerdeführer betitelte in einer 
kontrovers ablaufenden Betriebsrats
sitzung einen dunkelhäutigen Kollegen  
mit den Worten „Ugah, Ugah!“, der ihn 
wiederum als „Stricher“ bezeichnete.  
Die daraufhin gegen den Beschwerde
führer ausgesprochene Kündigung erach-
teten die Arbeitsgerichte als wirksam, 
auch aufgrund einer einschlägigen vor
hergehenden Abmahnung, die aber nicht 
zu einer Änderung seines Verhaltens 
geführt hatte.

Das sagte der Beschwerdeführer

Dagegen berief sich der Beschwerde- 
führer auf das Grundrecht der Meinungs-
freiheit – erfolglos. Die Arbeitsgerichte 
hätten seine Grundrechte gegenüber dem 

Kündigungsinteresse der Arbeitgeberin 
nicht abgewogen. Man dürfe ihm keine 
rassistische Einstellung vorwerfen. Der 
Umgangston im Betriebsrat sei durchaus 
„hin und wieder flapsig“. Das liege daran, 
dass es von allen Betriebsratsmitgliedern 
gewollt sei, die teilweise abstrakte büro-
kratische Materie durch Auflockerung  
der Gesprächsatmosphäre zu fördern.  
Es gehöre zum gepflegten Umgangston 
unter den Betriebsratsmitgliedern und  
sei bislang nie ein Problem gewesen. 
Seine Einwände blieben erfolglos.

So sieht es das BVerfG

Das BVerfG hält die Wertungen für richtig, 
die die Arbeitsgerichte getroffen haben, 
und die sich aus den Grundrechten der 
Meinungsfreiheit und Menschenwürde 
sowie dem Diskriminierungsverbot erge-
ben. Sie verletzen den Beschwerdeführer 
nicht in seinem Grundrecht der Meinungs-
freiheit. Die Einschränkung der Meinungs-
freiheit durch die arbeitsgerichtliche 
Bestätigung der Kündigung sei verfas-
sungsrechtlich gerechtfertigt. Zutreffend 
wurde die konkrete Situation als maß
geblich angesehen, in der ein Mensch  
mit dunkler Hautfarbe direkt mit nachge
ahmten Affenlauten adressiert wird. Der 
Schluss, dass aufgrund der Verbindung zu 
einem nach dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG) verpönten Merk-
mal keine nur derbe Beleidigung vorliege, 

sondern die Äußerung fundamental 
herabwürdigend sei, sei auch im Lichte 
des grundgesetzlichen Diskriminierungs-
verbots korrekt, das sich gegen rassisti-
sche Diskriminierung wendet.

Menschenwürde vor Meinungsfreiheit

Das Grundrecht der Meinungsfreiheit 
erfordere im Normalfall eine Abwägung 
zwischen drohenden Beeinträchtigungen 
der persönlichen Ehre und der Meinungs-
freiheit. Die Meinungsfreiheit trete aber 
zurück, wenn herabsetzende Äußerungen 
die Menschenwürde antasten oder sich  
als Formalbeleidigung oder Schmähung 
darstellen. Das haben die Gerichte hier in 
Anwendung des Kündigungsschutzrechts 
nicht verkannt, so das BVerfG. Sie hätten 
ausführlich begründet, dass und warum  
es sich um menschenverachtende Dis
kriminierung handelt. Danach wird die 
Menschenwürde angetastet, wenn eine 
Person nicht als Mensch, sondern als Affe 
adressiert wird, und damit das Recht auf 
Anerkennung als Gleiche unabhängig von 
der „Rasse“ verletzt wird. Diese Wertung 
sei ebenso, wie die im Rahmen der frist
losen Kündigung geforderte Gesamt
würdigung, verfassungsrechtlich nicht  
zu beanstanden.

Quelle: BVerfG, Beschluss vom 2.11.2020,  
1 BvR 2727/19; PM Nr. 101/2020 vom 
24.11.2020
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im Februar 2021

Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.02.2021 / GewSt, GrundSt = 15.02.2021

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 15.02.2021 / GewSt, GrundSt = 18.02.2021

Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 02/2021 = 24.02.2021

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

11/19 4/20 7/20 11/20
+ 1,2 % + 0,8 % 0,0 % – 0,7 %

WIRTSCHAFTS- UND GESELLSCHAFTSRECHT

Ärzteportal: Verdacht manipulierter Bewertungen: Warnhinweis auf Ärzteportal rechtmäßig
Ein Ärztebewertungsportal darf bei einem 
begründeten Verdacht von „gekauften 
Bewertungen“ das Arztprofil mit einem 
Warnhinweis kennzeichnen. Das hat jetzt 
das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt  
a. M. entschieden. Die Grundsätze der  
sog. Verdachtsberichterstattung gelten 
auch hier.

Das war geschehen

Der Antragsteller ist Zahnarzt. Die Antrags-
gegnerin betreibt ein Arztsuche- und 
-bewertungsportal. Sie informierte den 
Antragsteller darüber, dass ihren Feststel-
lungen nach auf seinem Profil „gefälschte 
positive Bewertungen“ veröffentlicht wor-
den seien. Sollte er dies nicht aufklären 
können, kündigte sie an, die Nutzer per 
Warnhinweis über das Vorliegen gekaufter 
Bewertungen zu informieren. Nach an-
schließender Korrespondenz veröffentlichte 
die Antragsgegnerin einen Warnhinweis auf 
dessen Profil. 

Auszugsweise heißt es dort: „Bei einzelnen 
Bewertungen auf diesem Profil haben wir 
Auffälligkeiten festgestellt, die uns veran-
lassen, an deren Authentizität zu zweifeln. 
Wir haben den Profilinhaber mit dem Sach- 
verhalt konfrontiert. Hierdurch ließ sich die 
Angelegenheit bisher nicht aufklären. Der 
Profilinhaber bestreitet, für die Manipula
tion selbst verantwortlich zu sein ...“

Dieser Hinweis erscheint, wenn man mit 
der Maus auf die Gesamtnote im Profil des 
Antragstellers fährt. An der linken oberen 
Ecke der Gesamtnote befindet sich ein 
kleines rot unterlegtes Ausrufezeichen.

Der Antragsteller begehrt im Eilverfahren 
von der Antragsgegnerin, die Kennzeich-
nung seines Profils mit einem Warnzeichen 
und das Einblenden des Hinweistextes zu 
unterlassen. Das Landgericht (LG) hat den 
Antrag zurückgewiesen. Die hiergegen 
eingelegte Beschwerde hatte auch vor  
dem OLG keinen Erfolg.

Eingriff in das Persönlichkeitsrecht  
und den Gewerbebetrieb …

Der Warnhinweis greife zwar in den Schutz-
bereich des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts und des Gewerbebetriebs ein. Dies 
sei jedoch nicht rechtswidrig. Der Antrag-
steller moniere zu Unrecht, dass die An-
tragsgegnerin ihn „als Lügner und Be
trüger“ darstelle. Dem Warnhinweis sei 
vielmehr klar zu entnehmen, dass es sich 
um einen bloßen Verdacht handele und der 
Antragsteller die Vorwürfe bestreite. An 
keiner Stelle werde der Eindruck erweckt, 
der Arzt selbst sei für die Bewertungen 
verantwortlich.

… von Grundsätzen der  
Verdachtsberichterstattung gedeckt

Die Vorgehensweise der Antragsgegnerin 
sei deshalb nach den Grundsätzen über die 
sog. Verdachtsberichterstattung gedeckt. 
Diese Grundsätze seien auf die Antrags-
gegnerin, die mit dem Bewertungsportal 
eine von der Rechtsordnung gebilligte und 
gesellschaftlich erwünschte Funktion 
ausübe, anwendbar. Die Antragsgegnerin 
berufe sich hier zu Recht auf einen „Min-
destbestand an Beweistatsachen für das 
Vorliegen gekaufter/manipulierter Bewer-

tungen im Profil“ des Antragstellers. Das 
OLG verweist auf die landgerichtlichen 
Feststellungen, wonach die Antragsgegne-
rin anhand von E-Mails und IP-Adressen 
herausgefunden habe, „dass Bewerter für 
Bewertungsanbieter tätig waren und diese 
Bewerter ebenfalls das Ärzte-Profil des 
(Klägers) bewertet haben sollen. Dass diese 
Nutzer gekaufte Bewertungen abgaben, 
hätten andere, von diesen Nutzern bewer-
tete Ärzte eingeräumt“. Der Verdacht falle 
dabei grundsätzlich auf den Antragsteller 
als Profilinhaber. Dieser müsse die Vor
würfe ausräumen bzw. an der Aufklärung 
mitwirken. Dem sei der Antragsteller hier 
nicht hinreichend nachgekommen.

Ohne Erfolg berufe sich der Antragsteller 
auf angebliche Erpressungsversuche.  
Sein Vorbringen, er habe Schreiben von 
Erpressern erhalten, die mit dem Zusenden 
positiver Bewertungen an die Antrags
gegnerin gedroht hätten, wenn er nicht  
500 Euro zahle, sei widersprüchlich und 
nicht plausibel. So sei es etwa nicht ver-
ständlich, warum die Erpresser nicht 
unmittelbar mit negativen Bewertungen 
gedroht hätten.

Der Warnhinweis sei auch in seiner Gestal-
tung nicht zu beanstanden. Insbesondere 
enthalte er keine Vorverurteilung. Schließ-
lich bestehe ein öffentliches Interesse an 
dem Warnhinweis. Dies sei bereits beim 
Verdacht einer Manipulation anzunehmen.

Die Entscheidung ist nicht anfechtbar.

Quelle: OLG Frankfurt a. M., Beschluss vom 
19.11.2020, 16 W 37/20; PM Nr. 0/2020


